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Generationenprojekt Zahlreiche alte
Menschen haben täglich Proble-
memit derBedienung ihrerHan-
dys oder Tablets. Die «Generati-
on Z» – geboren zwischen 1997
und 2012 – ist jedoch,was Smart-
phones betrifft, nie um eine pas-
sendeAntwort verlegen.Denn als
junge Menschen, die mit der
Technologie aufgewachsen sind,
gehören sie zu den sogenannten
«Digital Natives».Dasmacht sich
die Gemeindebibliothek Gelter-
kinden zunutze. Einmal im Mo-
nat können sich hier Seniorinnen
und Senioren in einer Fragerun-
de Tipps, Ratschläge und Hilfe
von Schülerinnen und Schülern
zu ihren mobilen Geräten holen.

DieVeranstaltung erfreue sich
bei der alten Generation grosser
Beliebtheit, sagt Cindy Thom-
men, Leiterin der Gemeindebib-
liothek. «Viele alteMenschen ha-
ben kleinere Problememit ihren
Handys und brauchen akut Hil-
fe.» Das Projekt habeman in an-
deren Baselbieter Bibliotheken
gesehen und 2018 selber ins Le-
ben gerufen. Unterstützung be-
kommen die Organisatoren von
jeweils drei fachkundigen Schü-
lerinnen und Schülern der Se-
kundarschule Gelterkinden.Die-
se hätten für jede Frage die pas-
sende Antwort.

SBB-App und E-Reader
Der Altersverein «Senioren Gel-
terkinden» rührt dieWerbetrom-
mel für das Projekt und macht
die Zielgruppe auf das Angebot
aufmerksam. «DerVereinwürde
uns, falls nötig, auch finanziell
unterstützen», so Thommen.
Momentan sei dies jedoch nicht
nötig. Damit derAustausch zwi-
schen jung und alt fair abläuft,
müssen die Seniorinnen und Se-
nioren für die Teilnahme an der
Fragerunde 5 Franken bezahlen.
«Früherwar der Beitrag freiwil-
lig. Das hat dazu geführt, dass
manche ganze Handyinstallati-
onen wollten und danach 20
Rappen ins Kässeli legten.»

Der nächste Termin findet am
Dienstag, 27. September, von
16.30 bis 17.30 Uhr statt. In Zu-
kunftmöchten dieOrganisatoren
dasHilfsangebot nochweiter aus-
bauen. «Am 1. Oktober schliesst
der SBB-Schalter in Sissach. Wir
werden deshalb eine eigene Ver-
anstaltung zur Benutzung der
SBB-App anbieten.» Ausserdem
sei die Planung füreineE-Reader-
Fragestunde in Gange.

Karoline Edrich

Teenager geben
Senioren Tipps
für das Handy

ANZEIGE

VergangeneWoche hat der
Grosse Rat über die von linken
Kräften lancierte radikale
«Klimagerechtigkeitsinitiative»
und einen nicht minder radika-
len Gegenvorschlag der links-
grünen Parlaments- und Regie-
rungsmehrheit debattiert. Das
Resultat ist erschreckend: Das
linke Parlament unterstützt
sowohl Initiative als auch
Gegenvorschlag und will, völlig
fern der Realität, dass Basel bis
2030 klimaneutral wird und bis
dann in allen Bereichen die
Treibhausgase auf netto null
gesenkt werden. Diese links-
grüne Fantasterei soll gar in
unserer Verfassung (!) festge-
schrieben werden.

Faktisch hat dies zur Folge, dass
im Kanton Basel-Stadt bereits
ab 2030 (beim Gegenvorschlag
ab 2037) nicht mehr Treibhaus-
gase ausgestossen werden
dürfen, als auf dem Kantonsge-
biet kompensiert respektive der
Atmosphäre wieder entzogen
werden können.Weil dies auf

natürlichemWege bis zu diesem
Zeitpunkt nicht möglich sein
wird, muss der Kanton weitrei-
chende Massnahmen ergreifen.
Schliesslich sieht selbst der
Bund die Möglichkeit von netto
null erst im Jahre 2050. Basel-
Stadt muss also, fern jeglicher
Vernunft, dieses Ziel 20 Jahre
früher erreicht haben.

Dieses von SP, Grünen und GLP
vorangetriebene Klima-Gaga
schadet uns. Es ist unbestrit-
ten, dass wir uns um das Klima
kümmern müssen. Deshalb hat
der Kanton das strengste
Energiegesetz der Schweiz.
Und das Parlament hat erst vor
kurzem einen massiven Ausbau
des Fernwärmenetzes be-
schlossen. So soll dieses Netz
in den kommenden 15 Jahren
für fast 500 Millionen Franken
um 60 Kilometer ausgebaut
werden und ab 2035 die CO2-
Emissionen um 70’000 Tonnen
senken. Basel-Stadt steht also
schon heute in der Klimapolitik
schweizweit an der Spitze.

Was nun gefordert wird, wird
uns massiv schaden. Es ist
unbestritten, dass das Errei-
chen der Klimaneutralität
Massnahmen erfordert. Der in
diesem Tempo geforderte
Umbau wird unsere Bevölke-
rung und die hiesigeWirtschaft
aber teuer zu stehen kommen.
Schon heute sehen wir, dass
die basel-städtischen Energie-
preise exorbitant hoch sind.
Diese unnötig rasche Umrüs-
tung auf erneuerbare Energie-
quellen für das Erreichen von
netto null ist volkswirtschaft-
lich und gesellschaftlich, gera-
de auch in Zeiten einer Inflati-
on, unverträglich und asozial.

Es darf nicht sein, dass wegen
völlig unrealistischer Klimazie-
le von links-grün verblendeten
Klimaideologen, die in der
freienWirtschaft noch nie ein
Bleistift verkauft haben, die
alleinerziehende Mutter aus
Kleinhüningen jeden Monat
noch weniger zum Leben hat
und ihrem Sohn kaum mehr

neue Schuhe kaufen kann, nur
weil zum Beispiel ihr Vermieter
lange vor Ablaufende die Gas-
heizung herausreissen muss
oder die IWB zum x-ten Mal,
trotz massivemWiderstand des
Preisüberwachers, den Strom-
preis erhöhen. Das ist asozial.

Es ist auch nicht einzusehen,
weshalb ein mittelständischer
Betrieb, der sich um die
Umrüstung bemüht, wegen
dieser neuen Deadline derart
rasch Investitionen tätigen
muss, dass er sie kaum mehr
finanzieren kann und so um
seine Existenz bangen muss.
Er wird, wenn er überleben
will, Arbeitskräfte entlassen
oder darauf verzichten müssen,
Lernende auszubilden.

Wollen wir das? Bleiben wir
doch lieber klimapolitisch
vernünftig und gehen denWeg,
den wir schon vor Jahren ein
geschlagen haben: vernünftige
Klimaschutzmassnahmen, die
auch finanzier- und stemmbar

sind. Arbeiten wir darauf hin,
bis 2050 bei netto null zu
sein. Diverse Massnahmen im
Kanton werden dieses Ziel
ermöglichen. Überall dort, wo
der Regierungsrat die Klima
politik aktiv unterminiert, wie
etwa im Bau- und Verkehrsde-
partement von Esther Keller,
welches noch immer täglich
sauerstoffreiche Bäume
fällt, kann der Grosse Rat
korrigieren. Nun aber zu mei-
nen, dass wir mit dem Fest-
schreiben einer unrealistischen
Jahreszahl in der Verfassung
etwas für das Klima machen,
ist naiv und schadet dem
Anliegen.Wer Bevölkerung
undWirtschaft ärmer macht
und sie nicht aktiv mitnimmt,
schadet auch dem Klima und
erreicht das Gegenteil.

Klima-Gaga schadet der Basler Bevölkerung
Die von SP, Grünen und GLP vorangetriebene Klimagerechtigkeitsinitiative kommt jeden teuer zu stehen.

Joël Thüring
Grossrat SVP
Basel-Stadt und
BaZ-Kolumnist

Thüring direkt

Andrea Schuhmacher

Gut zwei Jahre nach demSpaten-
stich auf demWestfeld ist es all-
mählich soweit: Ende 2022 kön-
nen die ersten Mietparteien in
das umgebaute Felix-Platter-Spi-
tal einziehen. Das Schiff – so
wird das neunstöckige Gebäude
aufgrund seiner lang gestreck-
ten Silhouette genannt – bildet
das Herzstück des neuen Klein-
quartiers. Insgesamt entstehen
530Wohnungen auf dem 35’000
Quadratmeter grossenWestfeld,
130 davon im ehemaligen Spital.
Es ist das bislang grösste Genos-
senschaftsprojekt der Schweiz.

Gestern gewährte die Bauge-
nossenschaft «Wohnen & mehr»
einen erstenEinblick in das Schiff.
Von aussen sieht das ehemalige
Spital nicht gross anders aus als
vor ein paar Jahren, denn dasÄus-
sere des Gebäudes ist denkmal-
geschützt. Beim Eintritt ins Foy-
er sticht aber sofort die neueHöhe
des Raumes ins Auge. In Zukunft
soll es als Gemeinschaftsraum
dienen, aber auch als Verbin-
dungsstück, durch das man ins
Innere des Quartiers gelangt.

Gemischte Nutzung
Um dem Raum eine gewisse
Grösse zu geben, wurde er neu
zweistöckig gebaut. Das sei alles
andere als einfach gewesen, sagt
Andreas Courvoisier, Vizepräsi-
dentvon «Wohnen&mehr»,beim
Medienrundgang. Weil tragende
Wände undDecken entferntwur-
den, musste dieser Teil des Ge-
bäudes bis zur Fertigstellung der
neuen Säulenvon speziellen Ele-
menten gestützt werden.

Das Erdgeschoss wird nicht
zumWohnen genutzt: Hierhaben
sich Geschäfte eingemietet. Auf
der südlichen Seite, also in Rich-
tung Hegenheimerstrasse, sind
dies einDoppelkindergarten, eine
Kindertagesstätte, diverse Klein-

läden und derQuartiertreffpunkt
Dynamo Iselin. Nördlich ziehen
das Fitnessstudio «Fitness Non-
stop Gym», ein Denner und ein
Biobistro des Bürgerspitals ein.

UnterschiedlicherMietzins
Darüber wird gewohnt. Der Mix
an Wohnungen reicht vom
Wohnstudio über Budget- und
Maisonettewohnungen bis zur
grossen WG- und Clusterwoh-
nung. Die Mietzinse variieren
stark. In den unteren Stockwer-
ken werden Mieten unter der
Kostenmiete angeboten, in den
mittleren entsprechen sie der
Kostenmiete, und in den oberen
Geschossen liegt der Mietpreis
darüber. Das heisst zumBeispiel
für 3-Zimmer-Wohnungen von
65 Quadratmetern: Im 1., 2. und
3. Stock bezahlt man 1050 Fran-
ken netto, im 4., 5. und 6. Stock
1200 Franken und im obersten
Geschoss 1850 Franken.

Auf der südlichen Seite des
Schiffs kommen praktisch alle
Mietparteien in denGenuss einer
Loggia, im obersten Stock gehört
eine Terrasse dazu. Dass für die
obersten Wohnungen ein höhe-
rerMietpreis verlangtwird, recht-
fertig die Baugenossenschaft teils
mit der tollenAussicht auf Basel.

Auch die Mietparteien in un-
terenStockwerkenhabenZugang
zur Terrasse und somit zur Aus-
sicht. Denn einTeil des 9. Stockes
bestehtauseinerhalböffentlichen
Dachterrasse. Insgesamt sind
sechs Gemeinschaftsterrassen
imGebäude zu finden.Ganz nach
demLeitmotivdes «Miteinander
hauses» also, mit dem die Mül-
ler Sigrist Architekten aus Zürich
und die RappArchitekten aus Ba-
sel denWettbewerb für den Um-
bau des Ex-Spitals gewannen.

Tag der offenen Tür: Samstag,
24. September, 11–16.30 Uhr.
www.westfeld-basel.ch/schiff-ahoi/

Wohnen im Felix-Platter-Spital
Schiff ahoi! Es ist das bislang grösste Genossenschaftsprojekt der Schweiz – nun gewährt die Baugenossenschaft
«Wohnen &mehr» einen ersten Einblick in die Überbauung, deren Silhouette an ein Schiff erinnert.

Öffnung des Raumes: Das Foyer wurde neu zweistöckig gebaut und mit Säulen versehen. Foto: Lucia Hunziker

Das alte Felix-Platter-Spital, in dem insgesamt 130 Wohnungen entstehen. Foto: wohnen&mehr /Kathrin Schulthess

ERÖFFNUNGSTAGE
Freitag, 30.9.22 / 10.00 bis 17.00 Uhr
Samstag, 1.10.2022 / 10.00 bis 14.00

HOLEERAIN 42 / 4102 BINNINGEN

+41 (0) 61 723 01 63 / PETRAFUCHS.CH

Damenkleider nach Mass

Bis 70% Rabatt auf
ausgewählte Musterteile
in verschiedenen Grössen!
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Aufenthaltsrecht Ausländerinnen
undAusländer, die von Sozialhil-
fe abhängig werden, sollen des-
wegen ihrAufenthaltsrecht nicht
verlieren, wenn sie mindestens
zehn Jahre ununterbrochen in
der Schweiz gelebt und ihre Lage
nicht mutwillig herbeigeführt
haben. Das will der Nationalrat.

Der Nationalrat gab einer par-
lamentarischen Initiative von Sa-
mira Marti (SP/BL) am Mittwoch
mit 96 zu 85 Stimmen Folge.Die-
se verlangt eine Anpassung im
Ausländergesetz.DieMehrheit der
Staatspolitischen Kommission
war einverstanden, die Praxis in
denKantonen zuvereinheitlichen.

Die Schweizerische Konferenz
für Sozialhilfe unterstütze das
Anliegen, sagteMarti namens der
Mehrheit. Diese machte zudem
geltend, dass eigentlich Sozialhil-
feberechtigte den Gang aufs So-
zialamt vermieden, um ihr Auf-
enthaltsrecht nicht zu riskieren.
Häufig seien Frauen und Kinder
in dieser Situation, so Marti.

EineMinderheit umAndri Sil-
berschmidt (FDP/ZH) beantragte
ein Nein. Die Definition des eige-
nen Verschuldens sei unklar und
die Hürden bereits hoch für eine
Ausweisung, sagte er.DieVorlage
geht wieder an die Ständerats-
kommission. Diese hatte die Ini-
tiative bisher abgelehnt. (sda)

SamiraMartis
Initiative kommt im
Nationalrat durch

Basel Eine Frau ist in Basel-
Stadt Opfer einer neuen Be-
trugsmasche geworden. Unbe-
kannte Telefonanrufer lockten
die Frau in einen Quartierladen
mit Kryptowährungsautomat.
Dort überwies die Frau Bitcoins
imWert von 15’800 Franken. In
einem zweiten Fall hatte ein auf-
merksamer Ladenbesitzer die
Überweisung von 7500 Franken
gerade noch stoppen können,
wie die Basler Staatsanwalt-
schaft amDonnerstagmitteilte.
Telefonbetrügerinnen und -be-
trüger seien momentan mit der
neuen Betrugsmasche in Basel
aktiv. Anstelle einer physischen
Geldübergabewürden die Opfer
von sogenannten Schocktelefo-
nen in Quartierläden mit Kryp-
towährungsautomaten gelockt.
Dort überwiesen sich das Geld
beispielsweise in Bitcoins an die
Betrüger. (sda)

Ladenbesitzerin
um 15’800 Franken
betrogen

Thomas Dähler

Das Kantonsspital Baselland
(KSBL) betreibt das ambulante Ge-
sundheitszentrumLaufenvorläu-
fig im Gebäude des früheren Fe-
ninger-Spitals an der Lochbrugg-
strasse. Und das könnte auf
unabsehbare Zeit so bleiben. Die
nötigenUmbauten fürdenUmzug
an den geplanten neuen Standort
im Birs Center können vorläufig
nicht ausgeschriebenwerden,wie
Anita Kuoni, Kommunikationslei-
terin des KSBL, bestätigt. Noch
sind Einsprachen hängig, und
selbstwenndiesevomBauinspek-
torat in Liestal abgelehntwerden,
dürfte der neue Standort wegen
deswahrscheinlichenWeiterzugs
der Einsprachen auf unabsehba-
re Zeit blockiert bleiben.

DerVerein «Pro Spital Laufen»
kämpft weiterhin dafür, das Ge-
sundheitszentrum am alten
Standort zu belassen. Mit dem
Umzug ins Birs Center würde die
magere Ausstattung des Gesund-
heitszentrums zementiert: ImBirs
Center wäre es nicht möglich,
ergänzende private Gesundheits-
einrichtungen undArztpraxen im
unmittelbaren Umfeld der Erst-
versorgung unterzubringen.
Streitpunkte sind, dass das Spital-
gebäude bei der geplantenmassi-
ven Leistungsreduktion nicht von
den LaufentalerGemeinden über-
nommen werden kann, wie dies
noch vor der verlorenen Abstim-
mung über die Spitalfusion ge-
plantwar, dass ein stationäresAn-
gebot für ältere Menschen fehlt
und dass eine langfristige Finan-
zierung nicht sichergestellt ist.

Kein Abbruchentscheid
Bereits zeichnet sich ab, dass der
Streit in den 13 Laufentaler Ge-
meinden um die Zukunft der lo-
kalen Gesundheitsversorgung
auch imbeginnendenWahlkampf
im Laufental eine Rolle spielt. Im
kommendenFebruarwird derBa-
selbieterLandrat neu gewählt.Die
Positionen zur Gesundheitsver-
sorgungverlaufen querdurch die
Laufentaler Parteien – und vor
Ort sind auch Vorwürfe gegen-
überParteikolleginnen und -kol-
legen zu hören. In den Zentralen
derKantonalparteien ist dies erst
teilweise angekommen.

Mitte-Präsident Silvio Fareri
sagt, Fairnessregeln unter Kan-
didierenden in einem einzelnen
Wahlbezirk müssten diese un-
tereinander abmachen. Das sei
kein Problem, sagt sein Laufen-
taler Parteikollege Marc Scher-
rer. FDP-Präsident Ferdinand
Pulver räumt ein, dass der Streit
umdas Gesundheitszentrumder
Grund dafür sei, dass seine Par-
tei imWahlbezirk Laufen die Lis-
te der Kandidierenden noch
nicht habe bereinigen können.

Mit der einstweiligen Blocka-
de des neuen Standorts ist auch
einAbbruchentscheid fürdas alte
Feninger-Spital nicht möglich.
Dazu hat es imvergangenenMo-
nat eine Querele gegeben. Das
Onlineportal «Onlinereports»
hatte vermeldet, der Laufner
Stadtrat befürworte einenAbriss
desGebäudes,was späterdemen-
tiert wurde. Der Kanton Basel-
land stellte schliesslich EndeAu-
gust klar, dass esVerhandlungen

überdas Schicksal desAreals und
des Gebäudes gebe, diese aber
nicht abgeschlossen seien.

DieMedienmitteilung des Kan-
tons kritisierte die «Indiskretion»
und die «Falschmeldungen» rund
um die Zukunft des alten Spitals,
ohne konkrete Fakten dazu auf-
zuführen. Stattdessen wurde die
Öffentlichkeit orientiert, dass sie
wegen einer Stillschweigeverein-
barung nicht informiert werden
könne. Auch ein Gesuch um Ak-
teneinsicht von «Onlinereports»
beimLaufner Stadtrat, der an den
Verhandlungen beteiligt ist,wur-
de gemäss Angaben des Online-
portals abgelehnt.

Bestätigt wurde einzig, dass
der Regierungsrat des Kantons
Baselland beabsichtige, das Are-
al an die einstigen Schenkerin-
nen,die Einwohnergemeindeund
die Burgergemeinde Laufen-
Stadt, zurückzugeben.Fürdie Ge-
heimniskrämerei der in die Ver-
handlungen Involvierten gibt es
nachvollziehbare Gründe. Nicht
nur ein Abriss des Gebäudes ist
umstritten, sondern auch derKö-
der, das Land der Gemeinde und
der Burgergemeinde Laufen-
Stadt abzutreten. Absehbar ist,
dass ein vorschneller Entscheid
inweitenTeilen derBevölkerung
nicht auf Akzeptanz stiesse.

Laufentalvertrag gültig
Das liegt auch daran, dass der
Entscheid des Kantonsgerichts
vom vergangenen Januar zum
Laufentalvertrag und zur Frage
einesWeiterbestands des Spital-
standorts Laufen je nach Interes-
sengruppeverschieden interpre-
tiert wird. Der Landrat und das
KSBLhatten zuvor argumentiert,
der Laufentalvertrag gelte nicht
mehr und die Laufentaler hätten
kein Anrecht auf entsprechende

Gesundheitsleistungen. Das Ge-
richt hatte aber entschieden, ob-
wohl es die Klage formell ablehn-
te, dass derLaufentalvertrag nach
wie vor gelte. Die Kreise um den
Verein «Pro Spital Laufen» po-
chen darauf, dass zu der zu er-
bringenden Grundversorgung
auch ein reduziertes stationäres
Angebot für ältereMenschen ge-
hört,wie es derKantonnoch 2018
mit der damaligen Laufentaler
Verhandlungsdelegation ausge-
handelt hatte – und es auch vom
Landrat undvon den Baselbieter
Stimmberechtigten an der Urne
angenommenwurde.

Entsprechend braucht es ge-
mäss «Pro Spital Laufen» eine
aktualisierte Interpretation des
Vertrags und eine neue politische
Vereinbarung, die die Zukunft
vomSpitalgebäude undvon des-
sen Terrain sicherstellt. Verblie-
be das Gesundheitszentrum des
KSBL im alten Spital, liessen sich
im gleichen Gebäude ergänzen-
de Gesundheitseinrichtungen
aufwirtschaftlich erfolgverspre-
chender Basis ansiedeln.

DerKanton Baselland und das
KSBL tendieren demgegenüber
demVernehmen nach – offiziell
herrscht ja Stillschweigen –
dazu, das Gebäude abzureissen
und anschliessend das Land der
Stadt Laufen und der Burgerge-
meinde Laufen-Stadt abzutreten.
Diesewaren die Eigner, bevor es
in den 50er-Jahren an die Lau-
fentalerGemeinden zumZwecke
eines Spitalbetriebs verschenkt
wurde. Zum Zeitpunkt des Kan-
tonswechsels gehörte das Spital
allen Laufentaler Gemeinden.
«Pro Spital Laufen»möchte des-
halb, dass es jetzt auch allen 13
Gemeinden zurückgegebenwird
– für die Gesundheitsversor-
gung. Sowar es 2018 vor derAb-

stimmung über die Spitalfusion
im Konsenspapier vereinbart.

Das einst vereinbarte Konsens-
papier wurde zwar vom Landrat
und von den Baselbieter Stimm-
berechtigten gutgeheissen, konn-
te aber wegen des Neins von Ba-
sel-Stadt zur Spitalfusion im Feb-
ruar2019 nicht umgesetztwerden.
In diesem Papier hatten die Ge-
meinden und der Kanton vorge-
sehen,dass das Spitalgebäude und
die Grundstücke von allen 13 Lau-
fentalerGemeinden übernommen
würden, wenn das Angebot in
Laufen massiv reduziert würde.

Politische Lösung angedacht
Diese Angebotsreduktion ist in-
zwischen Tatsache. Für das neue
Gesundheitszentrum in Laufen hat
Baselland für die Jahre 2022 bis
2025 gemeinwirtschaftliche Leis-
tungen im Umfang von 850’000
Franken jährlich beschlossen. Im
Konsenspapier von 2020 waren
noch gemeinwirtschaftliche Leis-
tungen im Umfang von 1,5 Millio-
nen Franken pro Jahr vorgesehen.
Das Leistungsangebot in Laufen
hat das Kantonsspital Baselland
nach der Fusionsabstimmungmit
der Strategie «Fokus» stark redu-
ziert; aufrechterhaltenwurden le-
diglich der Notfall-Walk-in im
neuen regionalen Gesundheits-
zentrumund dieVerpflichtung ei-
ner ständigen ärztlichen Präsenz
in dem Zentrum.

Unklar ist, ob sich die Gemein-
den dazu durchringen, sich fürdas
neueGesundheitszentrum imSin-
ne desVereins «Pro Spital Laufen»
zu engagieren.DerVereinwill kei-
ne neue gerichtlicheAuseinander-
setzung; er engagiert sich für eine
politische Lösung unterEinbezug
aller Laufentaler Gemeinden. Ob
ein politischer Kompromiss eine
Chance hat, ist zurzeit offen.

Laufner Gesundheitszentrum
auf unabsehbare Zeit blockiert
Standortstreit Einsprachen verhindern vorläufig den geplanten neuen Standort des Gesundheitszentrums
im Laufner Birs Center. Die Zügelpläne lassen sich nicht so schnell umsetzen, wie es der Kanton geplant hat.

Aufgeschoben: Noch befindet sich das neue Laufner Gesundheitszentrum im ehemaligen Gebäude des Kantonsspitals Baselland. Foto: Nicole Pont
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Hat eine Gesetzesänderung im
Ausländerrecht angestossen:
Nationalrätin Samira Marti. Foto: Key

Es braucht gemäss
«Pro Spital Laufen»
eine aktualisierte
Interpretation
des Vertrags und
eine neue politische
Vereinbarung.


